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1. Allgemeines 
 

1.1. Grundlage und Umfang der Prüfung 
 

(1) Der LRH ist nach dem Salzburger Parteienförderungsgesetz verpflichtet, be-

stimmte Prüfungshandlungen vorzunehmen sowie die Rechenschaftsberichte der 

Landtagsfraktionen und die Spendenlisten der Landtagsparteien und Landtags-

fraktionen zu veröffentlichen. Das Prüfprogramm für das Jahr 2014 sah daher die 

„Prüfung gemäß dem Salzburger Parteienförderungsgesetz für das Rechen-

schaftsjahr 2013“ vor. 

 

Der Anhang dieses Berichts enthält die vom LRH zu veröffentlichenden Rechen-

schaftsberichte und Spendenlisten. 

 

Die Stellvertreterin des Direktors des LRH hat diesen Bericht am 29. Jänner 2015 

als damalige interimistische Leiterin des LRH zur Gegenäußerung übermittelt. Als 

für den Bericht inhaltlich Verantwortliche ist dieser von der nunmehrigen Stellver-

treterin des Direktors des LRH unterfertigt. 

 

 

1.2. Aufbau des Berichtes 
 

(1) Vom Landesrechnungshof festgestellte Sachverhalte sind mit „(1)“ und deren 

Bewertungen samt allfälligen Anregungen und Empfehlungen sowie Be-
mängelungen und Beanstandungen mit „(2)“ gekennzeichnet. Diese werden 

zusätzlich durch Schattierung hervorgehoben. 

 

Die zusammenfassenden Gegenäußerungen werden kursiv dargestellt und sind 

mit „(3)“ kodiert. Gegenäußerungen wurden abgegeben von den Landtagsfraktio-

nen ÖVP, SPÖ und Die Grünen. Eine abschließende Äußerung des Landes-
rechnungshofes ist mit „(4)“ gekennzeichnet und durch Schattierung hervorge-

hoben. Die vollständigen Gegenäußerungen sind dem Bericht als Anlage ange-

schlossen. 
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Um den Bericht übersichtlich zu gestalten, wurde das enthaltene Zahlenwerk fall-

weise gerundet. 

 

Im Bericht verwendete geschlechtsspezifische Bezeichnungen gelten grundsätz-

lich für Frauen und Männer. 
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2. Gesetzliche Grundlagen 
 

(1) Für die Förderung der Landtagsparteien und der Landtagsfraktionen, für die Er-

stellung der Rechenschaftsberichte sowie für Spenden und Inserate gelten das 

Salzburger Parteienförderungsgesetz1, in der Folge kurz S.PartfördG, und das 

Parteiengesetz 2012 des Bundes2, in der Folge kurz PartG genannt. 

 

 

2.1. Salzburger Parteienförderungsgesetz 
 

(1) Das S.PartfördG wurde im November 2012 entscheidend novelliert und dabei auch 

die Bestimmungen des PartG berücksichtigt. Das S.PartfördG verweist zur Be-

stimmung einzelner Begriffe auf das PartG. 

 

 

2.1.1 Förderung der Landtagsparteien 
 

(1) Das S.PartfördG regelt im 1. Abschnitt die Förderung der Landtagsparteien, insbe-

sondere die Abwicklung und die Höhe der Förderung. Diese umfasste einen wert-

gesicherten Sockelbetrag von 92.500 Euro sowie einen Steigerungsbetrag, der 

von der Anzahl der Mandate abhängig ist. Die Landtagsparteien erhalten die För-

derung für ihre Tätigkeit bei der politischen Willensbildung im Land und in den 

Salzburger Gemeinden, einschließlich der Sicherstellung des personellen und 

sachlichen Aufwandes.  

 

Der Abschnitt 1a enthält Sonderbestimmungen für Spenden und Inserate. So sind 

Spenden, deren Gesamtbetrag in einem Kalenderjahr (Rechenschaftsjahr) zwi-

schen 500 und 3.500 Euro liegt, von der Landtagspartei unter Angabe der Namen 

und Anschriften der Spender sowie der gespendeten Beträge in eine Spendenliste 

aufzunehmen. Dazu sind die Spenden an die Landes- und die Bezirksorgani-

sationen zusammenzurechnen, ebenso für sich die Spenden an die jeweiligen 

Ortsorganisationen. Spenden über 3.500 Euro sind im PartG geregelt und in einer 

                                                
1 LGBl Nr. 79/1981. 
2 BGBl I Nr. 84/2013. 
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Anlage zum Rechenschaftsbericht auszuweisen; Spenden an Bundes-, Landes- 

und Bezirksorganisationen sind dabei zusammenzurechnen. 

 

Die Spendenlisten sind dem LRH bis spätestens 30. September des folgenden 

Jahres zu übermitteln. Der LRH hat die Spendenlisten auf Vollständigkeit zu prü-

fen und über seine Homepage im Internet zu veröffentlichen. Die Vollständigkeit 

der Spendenliste ist auch von jenen Wirtschaftsprüfern zu bestätigen, die den  

Rechenschaftsbericht zu prüfen und zu unterzeichnen haben. 

 

Hat der LRH festgestellt, dass Spenden entgegen den gesetzlichen Bestimmun-

gen nicht in eine Spendenliste aufgenommen worden sind, so hat er dies der Lan-

desregierung nach Anhörung der Landtagspartei mitzuteilen. Dies gilt auch, wenn 

eine Landtagspartei ein Inserat von öffentlichen Unternehmungen entgegen den 

gesetzlichen Bestimmungen angenommen hat. 

 

Weiters obliegt dem LRH die Prüfung der Einhaltung des Inseratenverbotes. Nicht 

zulässig sind Inserate von Unternehmungen, die gemäß § 6 Abs. 1 lit c und 

§ 6 Abs. 1 lit i des LRH-Gesetzes der Prüfungszuständigkeit des LRH unterliegen3. 

 

 

2.1.2 Unterstützung der Landtagsarbeit 
 

(1) Im 2. Abschnitt des S.PartfördG ist die Unterstützung der Landtagsarbeit geregelt. 

Den Landtagsparteien sind für Zwecke ihrer parlamentarischen Aufgabenerfüllung 

einschließlich der Öffentlichkeitsarbeit unbeschadet der Zurverfügungstellung von 

Sachmitteln auf Antrag Förderungsmittel des Landes zu gewähren. Der Antrag ist 

vom Vorsitzenden des Landtagsklubs, bei Landtagsparteien ohne Klubstärke von 

einem hierzu Bevollmächtigten zu stellen. Über den Antrag auf Unterstützung ent-

scheidet die Landesregierung mit Bescheid. 

 

Die Unterstützung zum Personal- und Sachaufwand besteht aus monatlichen und 

vierteljährlichen Leistungen. Die monatlichen Leistungen wurden mit 2.190 Euro je 

bei der letzten Landtagswahl erzieltem Mandat festgelegt; der Betrag ist wertge-

                                                
3  Bei Beteiligungen von Gemeinden gilt das Inseratenverbot unabhängig von der Größe der Gemeinde. 
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sichert. Der Jahresbetrag der vierteljährlich angewiesenen Leistungen errechnet 

sich nach der Stärke der Landtagspartei bzw. des Landtagsklubs. Entsprechend 

der Anzahl an Abgeordneten wird eine bestimmte Anzahl an Bediensteten finan-

ziert. Maßstab für die Berechnung sind die durchschnittlichen jährlichen Brutto-

personalkosten der in Landesratsbüros in vergleichbarer Verwendung befindlichen 

Landesvertragsbediensteten. Werden einer Landtagspartei vom Amt der Landes-

regierung Bedienstete zur Verfügung gestellt, vermindert sich der Jahresbetrag 

entsprechend. 

 

 

2.1.3 Rechenschaftsbericht nach S.PartfördG 
 

(1) Gemäß § 11 S.PartfördG hat jede Landtagsfraktion (Landtagsklubs und Landtags-

parteien ohne Klubstärke), die Unterstützungsgelder für die Landtagsarbeit erhal-

ten hat, über die Art ihrer Einnahmen und Ausgaben öffentlich Rechenschaft zu 

geben und jährlich einen Rechenschaftsbericht zu erstellen. Der Rechenschafts-

bericht ist durch zwei beeidete Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen und dem LRH 

bis 30. September des folgenden Jahres mitzuteilen.  

 

Die Landtagsfraktionen haben über die widmungsgemäße Verwendung der Unter-

stützungsgelder genaue Aufzeichnungen zu führen. Diese Aufzeichnungen und al-

le dazugehörigen Unterlagen sind von jeder Landtagsfraktion durch zwei beeidete 

Wirtschaftsprüfer jährlich prüfen zu lassen. Der Rechenschaftsbericht und die Prü-

fungsergebnisse aus der Kontrolle der widmungsgemäßen Verwendung der Un-

terstützungsgelder sind dem LRH bis 30. September des folgenden Jahres mitzu-

teilen und von diesem über seine Homepage im Internet zu veröffentlichen. 

 

In einer Anlage zum Rechenschaftsbericht sind Spenden einer Person, deren Ge-

samtbetrag im Berichtsjahr 500 Euro übersteigt, nach bestimmten Kriterien aus-

zuweisen und in eine Spendenliste aufzunehmen. Diese Spendenliste ist dem LRH 

bis spätestens 30. September des folgenden Jahres zu übermitteln und von die-

sem über seine Homepage im Internet zu veröffentlichen. Dem LRH obliegt die 

Prüfung der Spendenlisten auf Vollständigkeit. 
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Das S.PartfördG sieht im Abschnitt über die Förderung der Landtagsparteien keine 

eigene Regelung zur Rechenschaftsplicht vor, eine solche wird durch die Bestim-

mungen für die politischen Parteien nach dem Parteiengesetz vorgegeben. Es fin-

den sich lediglich Sonderbestimmungen für Spenden und Inserate, die über die 

Bestimmungen des PartG hinausgehen. 

 

 

2.2. Parteiengesetz 2012 
 

(1) Das PartG enthält im 2. Abschnitt die Rahmenbedingungen für die Parteienförde-

rung durch die Gebietskörperschaften. Es bildet somit auch die Grundlage für das 

S.PartfördG. 

 

 

2.2.1 Rechenschaftsbericht nach PartG 
 

(1) Im 3. Abschnitt des PartG ist die Rechenschaftspflicht geregelt. Jede politische 

Partei hat über die Art ihrer Einnahmen und Ausgaben jährlich mit einem Rechen-

schaftsbericht öffentlich Rechenschaft zu geben. Dieser Rechenschaftsbericht hat 

auch jene Gliederungen der politischen Parteien zu erfassen, die keine eigene 

Rechtspersönlichkeit besitzen. Nach dem PartG ist der Rechenschaftsbericht in 

zwei Berichtsteile zu unterteilen, wobei im ersten Teil die Einnahmen und Aus-

gaben der Bundesorganisation und im zweiten Teil jene ihrer territorialen Gliede-

rungen (Landes- Bezirks- und Gemeindeorganisationen) auszuweisen sind. Der 

Rechenschaftsbericht samt erforderlichen Anlagen (wie etwa Spenden-, Spon-

soring- und Inseratenlisten) ist vom Rechnungshof zu veröffentlichen. 

 

Die Gliederung der Rechenschaftsberichte ist im S.PartfördG und im PartG unter-

schiedlich geregelt, das PartG sieht eine tiefere Gliederung der Einnahmen und 

Ausgaben vor. 
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2.2.2 Begriffsbestimmungen 
 

(1) Das PartG enthält einzelne Begriffsbestimmungen, auf die im S.PartfördG ver-

wiesen wird. 

 

Spende: Jede Zahlung, Sachleistung oder lebende Subvention, die natürliche  

oder juristische Personen an 

• eine politische Partei 

• eine wahlwerbenden Partei, die keine politische Partei ist 

• eine Gliederung der politischen Partei, die eigene Rechtspersönlichkeit besitzt 

• eine nahestehende Organisation, mit Ausnahme jener im Sinne des § 4a 

Abs. 2 Z3 Einkommensteuergesetz 19884 sowie jene Einrichtungen, die der 

Förderung des Breitensports dienen 

• Abgeordnete, die auf einem von einer politischen Partei eingebrachten Wahl-

vorschlag kandidiert haben, oder 

• Wahlwerber, die auf einem von einer politischen Partei eingebrachten Wahl-

vorschlag kandidiert haben, 

 

ohne entsprechende Gegenleistung gewähren. Nicht als Spende anzusehen sind 

Mitgliedsbeiträge, Beiträge der der jeweiligen Partei angehörenden Mandatare und 

Funktionäre, Zuwendungen von Berufs- und Wirtschaftsverbänden und anderen 

Interessenvertretungen mit freiwilliger Mitgliedschaft im Sinne des BGBl. Nr. 

391/19755 an die in ihren Organen vertretenen Gruppierungen sowie Zuwendun-

gen von gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen an die in ihren Organen 

vertretenen Gruppierungen. 

 

Inserat: Eine gegen Zahlung, Sachleistung oder lebende Subvention veranlasste 

Veröffentlichung in Medien, deren Medieninhaber eine politische Partei ist. 

  

                                                
4 Das sind Organisationen für mildtätige Zwecke, zur Bekämpfung von Armut und Not in Entwicklungsländern, zur Hilfe-

stellung in nationalen und internationalen Katstrophenfällen, für Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und für den Tier-
schutz. 

5 Berufs- und Wirtschaftsverbände und andere Interessenvertretungen mit freiwilliger Mitgliedschaft an politischen Partei-
en sowie an Organisationen, die einer politischen Partei nahestehen oder die nicht selbst als Berufs- und Wirtschafts-
verband (Interessenvertretung) anzusehen sind. 
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3. Prüfungshandlungen zum Rechenschaftsjahr 2013 
 

(1) Grundlage für die Prüfungshandlungen des LRH ist die im Gesetz vorgesehene 

Prüfungsermächtigung, nämlich 

• die Prüfung der Spendenliste auf Vollständigkeit und die Einhaltung des Inse-

ratenverbotes bei den Landtagsparteien 

• die Prüfung der Spendenliste auf Vollständigkeit bei den Landtagsfraktionen. 

 

Der LRH verweist darauf, dass die Prüfungsermächtigung und damit die gegen-

ständliche Prüfung nicht die widmungsgemäße Verwendung und Wirksamkeit der 

den Landtagsparteien und Landtagsfraktionen vom Land zur Verfügung gestellten 

Förderungsmittel umfasst. Der LRH ist nicht ermächtigt, bei den Landtagsparteien 

und Landtagsfraktionen eine Gebarungsprüfung durchzuführen. Der Bericht ent-

hält daher keine Beurteilungen zur ziffernmäßigen Richtigkeit, zur Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung. Auch war die Vermögens-

lage der Landtagsparteien und der Landtagsklubs nicht Gegenstand der Prüfung. 

Die Landtagsparteien und Landtagsfraktionen sind nicht verpflichtet, in den  

Rechenschaftsberichten den Stand des Vermögens und den Stand der widmungs-

gemäß gebundenen Reserven oder Rücklagen auszuweisen.  

 

Der LRH hat die von den Wirtschaftsprüfern geprüften Spendenlisten und Rechen-

schaftsberichte als Ausgangspunkt für seine Prüfung herangezogen. Da die kor-

rekte Buchung der Einnahmen und Ausgaben jeweils vom Wirtschaftsprüfer bestä-

tigt wurde, sah der LRH Belege zu Spendeneinnahmen und Inseratenerlösen ein. 

In diesem Zusammenhang prüfte der LRH die Zulässigkeit der Inserate in den von 

den Landtagsparteien herausgegebenen Medien.  

 

 

3.1. Ergebnisse bei den Landtagsparteien  
 

(1) Die Förderung der Landtagsparteien wird im RA des Landes über den HH-Ansatz 

1/059304 7660 „Beiträge an politische Parteien“ abgewickelt. Im Jahr 2013 er-

hielten die Landtagsparteien folgende Förderungen: 
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Zudem erhielt die Salzburger Piratenpartei aus diesem HH-Ansatz einen einmali-

gen Wahlwerbungskostenbeitrag in Höhe von 54.287,76 Euro. 

 

Die Förderungen wurden im Rechnungswesen der jeweiligen Landtagspartei kor-

rekt erfasst. 

 

Die Spendenlisten gemäß S.PartfördG wurden dem LRH rechtzeitig übermittelt. 

Die Vollständigkeit der Spendenliste wurde bei ÖVP und Die Grünen jeweils vom 

Wirtschaftsprüfer, der auch den Rechenschaftsbericht geprüft hat, bestätigt. Der 

Wirtschaftsprüfer des Team Stronach schränkte sein Prüfungsurteil über die Voll-

ständigkeit der Spendenliste im Hinblick auf die von den Wahlwerbern angenom-

menen Spenden ein (siehe Anhang). 

 

Die Landtagsparteien SPÖ und FPÖ erhielten keine Spenden zwischen 500 und 

3.500 Euro, dies wurde von Wirtschaftsprüfern bestätigt. Eine Leermeldung für 

Spenden an den LRH ist im S.PartfördG nicht vorgesehen. 

 

Die Prüfung der Einhaltung des Inseratenverbotes ergab keine Beanstandun-

gen. In den von Landesparteien herausgegebenen Medien waren keine Inserate 

von Unternehmen geschalten worden, die der Prüfungszuständigkeit des LRH un-

terliegen. 

 

(2) Der LRH stellt fest, dass die Landtagsparteien die Bestimmungen des S.PartfördG 

für Spenden und Inserate eingehalten haben. 

 

Euro

ÖVP 1.554.250,00
SPÖ 1.502.775,00
FPÖ 730.650,00
Die Grünen 627.700,00
Team Stronach 210.900,00
Summe 4.626.275,00

Förderungen der Landtagsparteien im Jahr 2013
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3.2. Ergebnisse bei den Landtagsfraktionen 
 

(1) Die Unterstützung der Landtagsarbeit in Form eines Beitrags zu den Personal- und 

Sachaufwendungen wird im RA des Landes über die HH-Ansätze 1/000034 7660 

001 „Beiträge an die Landtagsparteien“ und 1/000034 7660 002 „Unterstützung 

der Landtagsarbeit / Personalsubvention“ sowie 2/020005 8541 810 „Bezugser-

stattungen (§ 10 Parteienförderungsgesetz)“ abgewickelt. Die folgende Tabelle 

zeigt die Förderungen im Detail: 

 

 
 

Die beim HH-Ansatz 1/000034 7660 001 angeführten Beträge betreffen die an die 

Landtagsfraktionen tatsächlich ausbezahlten Förderungen für Personal- und 

Sachaufwendungen. Die ausbezahlten Förderungen sind in den Rechenschafts-

berichten der Landtagsfraktionen jeweils korrekt als „öffentliche Klubförderung“ 

ausgewiesen. 

 

Die beim HH-Ansatz 1/000034 7660 002 ausgewiesenen Beträge wurden aus 

Gründen der Transparenz als Ausgabe gebucht. Ihnen stehen Einnahmen in glei-

cher Höhe auf dem HH-Ansatz 2/020005 8541 810 gegenüber; beide Haus-

haltsansätze weisen keine tatsächlichen Zahlungen aus. Die Beträge entsprechen 

den durchschnittlichen jährlichen Bruttopersonalkosten der vom Amt der Landes-

regierung zur Verfügung gestellten Bediensteten. Die Ausgaben für dieses zur 

Verfügung gestellte Personal sind bei den Personalausgaben des Amtes der Lan-

desregierung erfasst. 

 

HH-Ansatz                    
1/000034 7760 001

HH-Ansatz              
1/000034 7760 002 Summe

ÖVP 412.178,67 200.324,65 612.503,32
SPÖ 395.328,22 163.251,14 558.579,36
FPÖ 284.809,12 97.964,68 382.773,80
Die Grünen 255.025,81 50.772,32 305.798,13
Team Stronach 135.534,26 0,00 135.534,26
Summe 1.482.876,08 512.312,79 1.995.188,87

Unterstützung der Landtagsarbeit im Jahr 2013

i n    E  u r o
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Bei jenen Landtagsfraktionen, welchen Personal vom Amt der Landesregierung 

zur Verfügung gestellt wurde, verminderte sich der auf dem Ausgabenansatz 

1/000034 7660 001 ausbezahlte Betrag entsprechend. 

 

Die beim HH-Ansatz 1/000034 7660 002 ausgewiesenen Fördermittel wurden von 

der FPÖ-Landtagsfraktion im Rechenschaftsbericht unter der Position „öffentliche 

Klubförderung“ ausgewiesen. Bei den anderen Landtagsfraktionen, denen vom 

Amt der Landesregierung Personal zur Verfügung gestellt wurde (ÖVP, SPÖ, Die 

Grünen), fehlt ein solcher Ausweis. Dem Team Stronach stellte das Amt der Lan-

desregierung keine Bediensteten zur Verfügung. 

 

Die Rechenschaftsberichte der Landtagsfraktionen wurden jeweils von zwei Wirt-

schaftsprüfern geprüft und dem LRH rechtzeitig übermittelt. Die Wirtschaftsprüfer 

bestätigten die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel und die Richtigkeit 

des Rechenschaftsberichtes.  

 

Sofern eine Spendenliste gemäß S.PartfördG zu erstellen war (ÖVP), wurde diese 

dem LRH rechtzeitig übermittelt. Der LRH stellte die Übereinstimmung der Spen-

denliste mit den im Rechnungswesen erfassten Spenden fest. 

 

Eine Leermeldung für Spenden an die Landtagsfraktionen ist im S.PartfördG nicht 

vorgesehen. Von jenen Landtagsfraktionen, die keine Spenden erhielten, wurde 

dem LRH in drei Fällen auch eine Leermeldung übermittelt (SPÖ, FPÖ, Die Grü-

nen). Die Landtagsfraktion des Team Stronach übermittelte keine Leermeldung, im 

Rechenschaftsbericht sind keine Spenden ausgewiesen. 

 

(2) Der LRH stellt fest, dass die Landtagsfraktionen ÖVP, SPÖ und Die Grünen nur 

einen Teil der im Rechnungsabschluss des Landes ausgewiesenen Förderungen 

in ihren Rechenschaftsberichten ausgewiesen haben. Auch ein Ausweis jenes 

Förderungsbetrages, der dem vom Amt der Salzburger Landesregierung zur Ver-

fügung gestellten Personal entspricht, ist auf Grund der gesetzlichen Bestimmun-

gen erforderlich und im Hinblick auf die Transparenz und die Vergleichbarkeit ge-

boten. 
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 Der LRH stellt fest, dass die Landtagsfraktionen die Bestimmungen des 

S.PartfördG zu Spenden eingehalten haben. 

 

(3) Die Landtagsfraktionen von ÖVP, SPÖ und Die Grünen teilten in ihren Gegen-

äußerungen im gleichen Wortlaut mit, die Gliederung der in den Rechenschafts-

berichten auszuweisenden Posten sei in der letzten Novelle des Parteienförde-

rungsgesetzes vereinheitlicht worden und werde auch so eingehalten. Bezugneh-

mend auf die Personalbereitstellung werde festgehalten, dass es Wunsch der 

Landtagsparteien war, bei der letzten Novelle des Parteienförderungsgesetzes all-

fällige von Externen oder Dritten bereitgestellte Personalsubventionen als solche 

auszuweisen. Dazu werde auf die Debatte auf Bundesebene verwiesen, die aller-

dings nicht die Klubs, sondern die Parteien betroffen habe. 

 

 Die Personalbereitstellung für die Landtagsklubs sei in Salzburg sehr transparent. 

Im Salzburger Parteienförderungsgesetz § 10 Abs. 3 werde dazu die maximal zur 

Verfügung stehende Anzahl nach Verwendungsgruppen festgehalten. Die Land-

tagsklubs von ÖVP, SPÖ und Die Grünen würden der Anregung des LRH insofern 

Rechnung tragen, als künftig in einem Zusatz zum Rechenschaftsbericht die An-

zahl der zur Verfügung stehenden Mitarbeiter nach Entlohnungsgruppen ausge-

wiesen werden, und zwar wie folgt: Gemäß § 10 Abs. 3 in Verbindung mit 

§ 8 Salzburger Parteienförderungsgesetz stehen den Landtagsklubs aufgrund des 

Ergebnisses der Landtagswahl vom 5. Mai 2013 für Zwecke der parlamentari-

schen Aufgabenerfüllung Landesvertragsbedienstete der folgenden Entlohnungs-

gruppen zur Verfügung: dem Landtagsklub der ÖVP 3 VB a, 1 VB b, 1 VB c, dem 

Landtagsklub der SPÖ 3 VB a, 1 VB b, 1 VB c und dem Landtagsklub Die Grünen 

2 VB a, 1 VB b, 1,5 VB c. 

 

Die Spendenlisten betreffend werde es für sinnvoll gehalten, künftig auch Leer-

meldungen von den beiden unabhängigen Wirtschaftsprüfern bestätigen zu lassen 

und dem LRH zur Verfügung zu stellen. 

  



Landesrechnungshof  Parteienförderung 
 

 Seite 17 
 

 

(4) Der LRH weist darauf hin, dass bei der letzten Novelle des S.PartfördG die Be-

stimmungen für die Gliederung der Rechenschaftsberichte der Landtagsfraktionen 

nicht geändert wurden. Die bis zur Novelle gültige Gliederung für den Rechen-

schaftsbericht (§ 6) wurde unverändert in den § 11 des S.PartfördG übernommen.  

 

 Der LRH hält fest, dass dem Parteienförderungsgesetz nicht genüge getan wird, 

wenn lediglich die Anzahl der zur Verfügung stehenden Mitarbeiter nach Ent-

lohnungsgruppen in einem Zusatz zum Rechenschaftsbericht ausgewiesen wird. 

Auf Grund der geltenden Bestimmungen sind gemäß § 11 Abs. 3 Zi 2 alle Zuwen-

dungen nach diesem Gesetz und gemäß § 11 Abs. 3 Zi 6 auch Zuwendungen in 

Form von kostenlos oder ohne entsprechende Vergütung zur Verfügung gestellten 

Personals (lebende Subventionen) im Rechenschaftsbericht betragsmäßig auszu-

weisen. 

 

 

 

Der Direktor des Landesrechnungshofes: 

 

 

i.V. Mag. Irene Brandauer-Typplt e.h. 
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4. Anhang 

 

 

Spendenlisten der Landtagsparteien 

• ÖVP (Beilage 1a und 1b) 

• Die Grünen (Beilage 2) 

• Team Stronach (Beilage 3) 

 

 

Rechenschaftsberichte der Landtagsfraktionen 

• ÖVP (Beilage 4) 

• SPÖ (Beilage 5) 

• Die Grünen (Beilage 6) 

• FPÖ (Beilage 7) 

• Team Stronach (Beilage 8) 

 

 

Spendenliste der Landtagsfraktion 

• ÖVP (Beilage 9) 

 

 

Gegenäußerungen der Landtagsfraktionen 

• ÖVP (Beilage 10) 

• SPÖ (Beilage 11) 

• Die Grünen (Beilage 12) 
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